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Hinweise zur Versicherungsfreiheit

\Vorwort

Guten Tag,

Arbeitnehmer, die eine Beschaftigung gegen Arbeitsentgelt austben, sind
grundsatzlich versicherungspflichtig in der Kranken-, Pflege-, Renten- und
Arbeitslosenversicherung. Bei der versicherungsrechtlichen Beurteilung
der Beschaftigung ist allerdings zu prufen, ob in einem oder mehreren
Zweigen der Sozialversicherung Versicherungsfreiheit besteht.

Mit dieser Informationsbroschire mochten wir Ihnen einen Leitfaden an
die Hand geben, der Ihnen die Feststellung, ob der Arbeitnehmer in der zu
beurteilenden Beschaftigung in einem oder mehreren Versicherungszwei-
gen versicherungsfrei ist, erleichtern soll.

Wenn Sie daruber hinaus noch Fragen haben, steht Ihnen das Dezernat
VII.1 der KNAPPSCHAFT in Essen gerne zur Verfligung. Es besteht auch die
Moglichkeit, dass unsere Firmenkundenberater Sie aufsuchen. Diese helfen
lhnen bei der Klarung lhrer Fragen. Rufen Sie hierzu einfach die kostenfreie
Servicenummer 08000 200 501 an und vereinbaren Sie einen Termin.

Freundliche GriRe
lhre KNAPPSCHAFT

Hinweise

1.

Ausfuhrungen zu geringfligig Beschaftigten sind in einer eigenstandigen Broschure zu finden. Diese hat den Titel ,,Minijobs im gewerbli-

chen Bereich“ und ist auf der Internetseite minijob-zentrale.de unter dem Pfad: ,Inhaltstbersicht® --> “Service / Warenkorb“ --> , Broschu-
ren“ (Download-Center) zu finden. Sie kdnnen die Broschiire auch kostenlos im Service-Center der Minijob-Zentrale unter der Telefonnum-
mer 0355 2902-70799 bestellen oder mittels E-Mail an minijob@minijob-zentrale.de anfordern.

2.
Aus Grunden der besseren Lesbarkeit wird auf geschlechterspezifische Sprachformen verzichtet. Samtliche Personenbezeichnungen in der
Broschure gelten daher gleichermafBen fur alle Geschlechter.


http://www.minijob-zentrale.de
mailto:minijob%40minijob-zentrale.de?subject=
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A. Beschaftigungen von Schulern

1. Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung
Fur Beschaftigungen, die von Schilern ausgetbt wer-
den, sind die Regelungen Uber die versicherungsrecht-
liche Beurteilung von Arbeitnehmern anzuwenden.
Danach unterliegen Beschaftigungen von Schulern
der Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und
Rentenversicherung. Ausgenommen von der Versiche-
rungspflicht in der Kranken- und Pflegeversicherung
sind Beschaftigungen, die als geringflgig entlohnt
oder kurzfristig anzusehen sind. In der Rentenversi-
cherung kommt Versicherungsfreiheit bei einer kurz-
fristigen Beschaftigung in Betracht. Arbeitnehmer
einer geringfugig entlohnten Beschaftigung konnen
je nach Sachverhalt rentenversicherungspflichtig,
rentenversicherungsfrei oder von der Rentenversiche-
rungspflicht befreit sein.

1.1 Arbeitslosenversicherung

Schuler, die wahrend der Dauer der Ausbildung an
einer allgemeinbildenden Schule eine Beschaftigung
aufnehmen, sind versicherungsfrei in der Arbeitslosen-
versicherung. Versicherungsfreiheit kommt jedoch nur
in Betracht, wenn der Schuler bzw. Arbeitnehmer eine
schulische Einrichtung besucht, die nicht der Fortbil-
dung auBerhalb der Ublichen Arbeitszeit dient.
Arbeitnehmer, die beispielsweise eine Abendschule
besuchen, um einen allgemeinen Schulabschluss
(Hauptschulabschluss, Realschulabschluss oder Abitur)
zu erlangen, unterliegen demnach der Versicherungs-
pflicht in der Arbeitslosenversicherung, es sei denn,
die Beschaftigung ist wegen Geringfugigkeit versiche-
rungsfrei.

Zu den allgemeinbildenden Schulen gehoren haupt-
sachlich:

- Abendgymnasien

- Abendrealschulen

- Forderschulen

- Freie Waldorfschulen

- Grundschulen

- Gymnasien

- Hauptschulen

- Integrierte Gesamtschulen

- Kollegs

- Realschulen

- Schularten mit mehreren Bildungsgangen
- Schulartunabhangige Orientierungsstufen

Der Besuch dieser Schulen ist durch eine Bescheinigung
nachzuweisen.

Personen, die z. B. das Berufsvorbereitungsjahr oder
Berufsgrundschuljahr besuchen, sind keine Schdler
allgemeinbildender Schulen und zwar auch dann nicht,
wenn mit dem Besuch der Hauptschulabschluss nach-
geholt wird.

2. Beschaftigungen von Schulentlassenen
Die Eigenschaft als Schuler endet mit dem Bestehen
der Abschlussprifung des Ausbildungsabschnitts oder,
wenn eine solche nicht vorgesehen ist, mit der tat-
sachlichen planmaligen Beendigung des Ausbildungs-
abschnitts; wird ein Prifungs- oder Abschlusszeugnis
erteilt, dann lasst sich der Zeitpunkt der Beendigung
der Ausbildung aus dem Datum dieses Zeugnisses her-
leiten. AuBerdem endet die Schulereigenschaft mit dem
Abbruch der Schulausbildung.



2.1 Schulentlassene, die bis zur ersten Auf-
nahme einer Dauerbeschaftigung oder eines
Ausbildungsverhaltnisses eine befristete
Beschaftigung ausliben

Zeitlich befristete Beschaftigungen, mit denen die Zeit
zwischen der Schulentlassung und der ersten Aufnahme
einer Dauerbeschaftigung oder eines Berufsausbildungs-
verhaltnisses Uberbruckt werden soll, sind als berufs-
maRige Beschaftigungen anzusehen.
Versicherungsfreiheit als kurzfristige Beschaftigung
kommt deshalb fur die Beschaftigungen zwischen
Schulentlassung und Aufnahme einer Dauer-
beschaftigung oder einer Berufsausbildung grund-
satzlich nicht in Betracht. Ausgenommen von der
Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und
Arbeitslosenversicherung sind Beschaftigungen, die

als geringflgig entlohnt anzusehen sind. Arbeitnehmer
einer geringfugig entlohnten Beschaftigung konnen je
nach Sachverhalt rentenversicherungspflichtig, renten-
versicherungsfrei oder von der Rentenversicherungs-
pflicht befreit sein.

Gleiches gilt fur befristete Beschaftigungen zwischen
Schulentlassung und Beginn eines Dienstverhaltnisses
als Beamter.

2.2 Beschaftigungen zwischen Schulentlas-
sung und Aufnahme eines Studiums
Kurzfristige Beschaftigungen sind dann nicht gering-
fugig, wenn die Beschaftigung berufsmaRig ausgetbt
wird und das monatliche Arbeitsentgelt die Geringfu-
gigkeitsgrenze Ubersteigt. Berufsmaligkeit liegt vor,
wenn die Beschaftigung fur die in Betracht kommende
Person nicht von untergeordneter wirtschaftlicher
Bedeutung ist; Beschaftigungen, die nur gelegentlich
(z. B. zwischen Schulabschluss und beabsichtigter
Fachschulausbildung bzw. beabsichtigtem Studium aus-
gelbt werden, sind grundsatzlich von untergeordneter
wirtschaftlicher Bedeutung und daher nicht als berufs-
maRig anzusehen. Zur Fachschulausbildung gehort z. B.
die Ausbildung zum medizinisch-technischen Assisten-
ten oder zum pharmazeutisch-technischen Assistenten.
Das Bundessozialgericht hat entschieden, dass bei
einer erstmals ausgelbten befristeten Beschaftigung
Berufsmaliigkeit jedenfalls dann zu verneinen ist, wenn
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bei Aufnahme dieser Beschaftigung keine Anhaltspunk-
te dafur vorliegen, dass dieser ersten Beschaftigung
innerhalb absehbarer Zeit eine weitere folgen wird. Das
Dienstverhaltnis als Soldat auf Zeit von nicht mehr als
drei Jahren ist nicht als eine solche weitere Beschaf-
tigung zu werten. Hieraus folgt, dass eine kurzfris-

tige Beschaftigung zwischen Schulentlassung und
Dienstverhaltnis als Soldat auf Zeit grundsatzlich nicht
berufsmaRig ausgelbt wird, wenn die Aufnahme eines
Studiums beabsichtigt ist.

Bei Schulentlassenen, die beabsichtigen ein Studium
aufzunehmen, kann die berufsmaRige Austbung von
Beschaftigungen allerdings nur dann verneint werden,
wenn zwischen

- dem Abitur und dem mutmaRBlichen Studienbeginn,

- dem Abitur und dem Dienstverhaltnis als Soldat auf
Zeit von maximal drei Jahren
oder

- dem Dienstverhaltnis als Soldat auf Zeit von maximal
drei Jahren und dem mutmallichen Studienbeginn

ein gewisser zeitlicher Zusammenhang besteht. Ist ein
gewisser zeitlicher Zusammenhang nicht erkennbar,
kann im Einzelfall gepruft werden, ob der Beschaftigte
seinem Erscheinungsbild nach bereits dem Personen-
kreis der berufsmaRig beschaftigten Arbeitnehmer
zuzuordnen ist und somit nicht mehr die Voraussetzun-
gen fur eine kurzfristige Beschaftigung erfullt sind, so
dass Versicherungspflicht in allen Zweigen der Sozial-
versicherung besteht.

Kurzfristige Beschaftigungen zwischen Schulentlas-
sung und Ableistung eines freiwilligen sozialen oder
okologischen Jahres nach dem Jugendfreiwilligendien-
stegesetz (JFDG) werden immer berufsmalkig ausgeibt.
Dies gilt auch, wenn nach der Ableistung des freiwilli-
gen sozialen oder 6kologischen Jahres voraussichtlich
ein Studium aufgenommen wird.
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B. Beamte und beamtenahnliche

Personen

1. Personenkreis
Beamte, Richter, Soldaten auf Zeit und Berufssoldaten

der Bundeswehr sind in der Kranken- und Arbeitslosen-

versicherung versicherungsfrei und somit auch in der
Pflegeversicherung als Arbeitnehmer nicht versiche-
rungspflichtig (§ 6 Absatz 1 Nummer 2 Sozialgesetz-
buch - Funftes Buch -, SGB V; § 27 Absatz 1 Nummer 1
SGB 11).

Das Gleiche gilt fir sonstige (beamtenahnliche)
Beschaftigte des Bundes, eines Landes, eines Gemein-
deverbandes, einer Gemeinde, von offentlich-recht-
lichen Korperschaften, Anstalten, Stiftungen oder
Verbanden offentlich-rechtlicher Korperschaften oder
deren Spitzenverbande.

Voraussetzung fur die Versicherungsfreiheit ist, dass
nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grund-
satzen bei Krankheit Anspruch auf Fortzahlung der
Bezlge und auf Beihilfe oder Heilflrsorge besteht.

In der Rentenversicherung besteht fur diesen
Personenkreis nur Versicherungsfreiheit, wenn eine
Anwartschaft auf lebenslangliche Versorgung bei
verminderter Erwerbsfahigkeit und im Alter sowie auf
Hinterbliebenenversorgung nach beamtenrechtlichen
Vorschriften oder Grundsatzen oder entsprechenden
kirchenrechtlichen Regelungen gewahrleistet ist

(§ 5 Absatz 1 SGB V0).

2. Auswirkungen der Versicherungsfreiheit
Nach § 6 Absatz 3 SGB V bleiben Personen, die nach
§ 6 Absatz 1 SGB V versicherungsfrei sind, auch dann
krankenversicherungsfrei, wenn sie anderweitig die
Voraussetzungen fur die Krankenversicherungspflicht
nach § 5 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummern 5 bis 13
SGB V erfullen.

Die Krankenversicherungsfreiheit erstreckt sich somit
z. B. auf jede weitere aulRerhalb ihres die Versiche-
rungsfreiheit begrindenden Dienstverhaltnisses
ausgelbte Beschaftigung. Gleiches gilt fur die Pflege-
versicherung.

Dies gilt nicht fur den Bereich der Arbeitslosen- und
Rentenversicherung. Auerhalb des Beamtenverhaltnis-
ses ausgeUbte Beschaftigungen unterliegen somit der
Arbeitslosen- und Rentenversicherungspflicht, es sei
denn, dass Versicherungsfreiheit aus anderen Granden
in Betracht kommt.

In der Rentenversicherung besteht im Einzelfall in der
weiteren Beschaftigung dennoch Versicherungsfreiheit,
wenn sich die Gewahrleistung der Versorgungsanwart-
schaft auch auf die weitere Beschaftigung erstreckt.
Hierfur ist jedoch eine ausdruckliche Entscheidung der
zustandigen obersten Dienstbehorde erforderlich.
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C. Bezieher von Ruhegehalt

Bezieher von Ruhegehalt, die eine dem Grunde nach
krankenversicherungspflichtige Beschaftigung aufneh-
men, sind krankenversicherungsfrei und somit auch in
der Pflegeversicherung als Arbeitnehmer nicht versi-
cherungspflichtig, wenn sie im Krankheitsfall Anspruch
auf Beihilfe nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder
Grundsatzen haben (§ 6 Absatz 1 Nummer 6 und Absatz
3 SGB V).

In der Rentenversicherung fihrt dagegen nur der
Bezug einer beamtenrechtlichen Versorgung wegen
Erreichens einer Altersgrenze zur Versicherungsfreiheit
(§ 5 Absatz 4 Nummer 2 SGB VL).

Dieser Personenkreis kann durch Erklarung gegenuber
seinem Arbeitgeber auf die Rentenversicherungsfreiheit
verzichten und so Rentenanwartschaften erwerben.
Der Verzicht kann nur fur die Zukunft erklart werden
und ist fur die Dauer der Beschaftigung bindend.

Die hier vorgesehene Altersgrenze ist im Gesetz nicht
festgeschrieben, so dass die flr den Eintritt in den
Ruhestand jeweils maRgebliche Altersgrenze zu
berlcksichtigen ist. Bezieher einer Versorgung wegen
Dienstunfahigkeit, die eine Beschaftigung ausuben,
unterliegen daher der Versicherungspflicht. Erreicht
ein solcher Versorgungsempfanger jedoch eine (indi-
viduelle) Altersgrenze, besteht von dem Zeitpunkt an
Rentenversicherungsfreiheit, von dem an die Versor-
gung wegen Dienstunfahigkeit in eine ungeminderte
Versorgung wegen Erreichens der Altersgrenze umge-
wandelt wird oder umgewandelt werden konnte; einer
formlichen Umwandlung bedarf es fur den Eintritt der
Rentenversicherungsfreiheit nicht.

Der Bezug einer Altersversorgung aus einer berufs-
standischen Versorgungseinrichtung ist den Ubrigen
Altersversorgungen gleichgestellt, so dass die Bezie-
her einer berufsstandischen Versorgung bei Ausibung
einer Beschaftigung oder selbststandigen Tatigkeit
ebenfalls rentenversicherungsfrei bleiben.

FUr Beschaftigte, die aufgrund eines Altersruhegehaltes
versicherungsfrei sind, hat der Arbeitgeber seinen Bei-
tragsanteil zur Rentenversicherung dennoch zu zahlen
(§ 172 Absatz 1 SGB V).

Von den Vorschriften Uber die Versicherungsfreiheit zur
Kranken- und Rentenversicherung werden im Ubrigen
nur die Pensionare selbst, nicht dagegen Bezieher einer
Hinterbliebenenversorgung erfasst.

In der Arbeitslosenversicherung unterliegen Pensio-
nare, die eine Beschaftigung austben, grundsatzlich
der Versicherungspflicht, es sei denn, dass Versiche-
rungsfreiheit aufgrund des Erreichens der individuellen
Regelaltersgrenze oder aufgrund der Austubung einer
versicherungsfreien geringflgigen Beschaftigung
besteht.



D. Vollrentner wegen Alters

Seit dem 1. Januar 2017 sind nur noch Personen,

die nach Erreichen der Regelaltersgrenze eine Alters-
vollrente beziehen, in Beschaftigungen, die sie neben
dieser Rente auslben, rentenversicherungsfrei (§ 5

Absatz 4 SGB VI). Sie konnen durch Erklarung gegenlber

ihrem Arbeitgeber auf die Rentenversicherungsfreiheit
verzichten und so ihre Rente erhohen. Der Verzicht
kann nur fir die Zukunft erklart werden und ist fur die
Dauer der Beschaftigung bindend.

Bezieher von Vollrenten wegen Alters vor Erreichen der
Regelaltersgrenze oder von Teilrenten wegen Alters

sind hingegen in Beschaftigungen, die sie neben dieser

Rente ausuben, generell rentenversicherungspflichtig.
Eine Befreiung von der Versicherungspflicht ist aus-
schlieBlich im Rahmen einer geringflgigen Beschafti-
gung moglich.

Der Arbeitgeber hat bei Beschaftigten, die nach § 5
Absatz 4 Nummer 1 SGB VI rentenversicherungsfrei
sind, seinen Beitragsanteil zur Rentenversicherung zu
zahlen (§ 172 Absatz 1 SGB VI).

In der Kranken- und Pflegeversicherungspflicht unter-
liegt dieser Personenkreis grundsatzlich der Versiche-
rungspflicht, es sei denn, dass Versicherungsfreiheit
aus anderen Grunden in Betracht kommt.

Bezieher einer Altersvollrente eines Staates, fur die
die Verordnung (EG) Nummer 883/2004 gelten, sind
nach Erreichen der Regelaltersgrenze ebenfalls ver-
sicherungsfrei. Nach Anhang XI Nummer 1 VO (EG)
Nummer 883/2004 kdnnen diese Personen jedoch die
Versicherungspflicht nach deutschem Recht bei der
zustandigen Einzugsstelle beantragen.

Gleichgestellt dem Bezug einer Vollrente wegen Alters
aus der deutschen gesetzlichen Rentenversicherung,
ist auch der Bezug einer Leistung im Rahmen des
deutsch-jugoslawischen Sozialversicherungsabkom-
mens vom 12. Oktober 1968. Dieses Abkommen ist
derzeit im Verhaltnis zu Bosnien-Herzegowina, Kosovo,
Montenegro und Serbien anzuwenden. Dieser Perso-
nenkreis ist bei Erreichen der Regelaltersgrenze eben-
falls versicherungsfrei.



E. Altersbedingte
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Versicherungsfreiheit

Personen, die bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze
nicht rentenversichert waren oder nach Erreichen der
Regelaltersgrenze eine Beitragserstattung erhalten
haben, sind in einer Beschaftigung von der Rentenver-
sicherungspflicht ausgeschlossen (§ 5 Absatz 4 Num-
mer 3 SGB VI).

Dieser Personenkreis kann durch Erklarung gegenuber
seinem Arbeitgeber auf die Rentenversicherungsfreiheit
verzichten und so Rentenanwartschaften erwerben.
Der Verzicht kann nur fur die Zukunft erklart werden
und ist fUr die Dauer der Beschaftigung bindend.

In der Arbeitslosenversicherung sind Arbeitnehmer ver-
sicherungsfrei, die das Lebensjahr fur den Anspruch auf
Regelaltersrente im Sinne des SGB VI (§ 35 bzw. § 235
SGB VI) vollendet haben. Die Versicherungsfreiheit tritt
grundsatzlich mit Ablauf des Monats in Kraft, in dem
das maligebliche Lebensjahr vollendet wird.

Der Arbeitgeber hat fur den versicherungsfreien Arbeit-
nehmer seinen Beitragsanteil zur Arbeitslosen- und
Rentenversicherung zu zahlen (§ 346 Absatz 3 SGB I,
§ 172 Absatz 1 SGB VLI).

In der Krankenversicherung wird Personen, die nach
Vollendung des 55. Lebensjahres versicherungspflichtig
werden, der Zugang zur gesetzlichen Krankenversi-
cherung versperrt, wenn sie unmittelbar zuvor keinen
ausreichenden Bezug zur gesetzlichen Krankenver-
sicherung nachweisen konnen. Gleiches gilt fur die
Pflegeversicherung. Der Ausschluss von der Versiche-
rungspflicht verhindert sowohl den erstmaligen Zugang
als auch die Ruckkehr in die gesetzliche Krankenver-
sicherung ohne ausreichende Vorversicherungszeiten.
Die Regelung dient einerseits der gebotenen klaren
Abgrenzung zwischen gesetzlicher und privater Kran-
kenversicherung zum Schutz der Solidargemeinschaft

der gesetzlich Versicherten. Andererseits werden
jedoch auch Personen, die sich auf eigenen Wunsch
bewusst von der gesetzlichen Krankenversicherung
geldst haben, nicht mehr in die Versicherungspflicht
miteinbezogen.

Die Versicherungsfreiheit fur Personen, die nach Vollen-
dung des 55. Lebensjahres versicherungspflichtig wer-
den, tritt kraft Gesetzes ein, wenn in den letzten funf
Jahren vor Beginn der Versicherungspflicht zu keinem
Zeitpunkt ein gesetzlicher Krankenversicherungsschutz
(Pflichtversicherung, freiwillige Versicherung, Famili-
enversicherung) bestand. Kann innerhalb des Fiinfjah-
reszeitraums ein einziger Tag nachgewiesen werden, an
dem der Beschaftigte gesetzlich krankenversichert war,
tritt - auch wenn die weiteren Voraussetzungen erfullt
sind - Versicherungspflicht in der Krankenversicherung
ein.

Zeiten der ,Nichtversicherung“ in der gesetzlichen
Krankenversicherung innerhalb des Funfjahreszeitrau-
mes fuhren aber nicht generell zur Versicherungsfrei-
heit nach § 6 Absatz 3a SGB V. Weitere Voraussetzung
fr die Versicherungsfreiheit ist, dass diese Personen in
dem Funfjahreszeitraum mindestens die Halfte dieser
Zeit (zwei Jahre und sechs Monate)

- versicherungsfrei,

- von der Versicherungsflicht befreit
oder

- wegen Auslbung einer hauptberuflich
selbststandigen Tatigkeit im Sinne des § 5 Absatz 5
SGB V nicht versicherungspflichtig

waren.
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Dabei steht der Versicherungsfreiheit, der Befreiung
von der Versicherungspflicht oder der Nichtversi-
cherung wegen einer hauptberuflich selbststandi-

gen Erwerbstatigkeit die Ehe oder die eingetragene
Lebenspartnerschaft mit einer Person, die diese
Voraussetzungen erfullt, gleich. Das bedeutet bei-
spielsweise, dass auch die Ehegatten von Beamten,
Selbststandigen und sonstigen versicherungsfreien
Arbeitnehmern durch Aufnahme einer mehr als gering-
fugigen Beschaftigung nach dem 55. Lebensjahr in der
Regel als Arbeitnehmer nicht versicherungspflichtig
werden.

Im Umkehrschluss zu § 20 Absatz 1 Satz 1 SGB XI sind
krankenversicherungsfreie Personen nach § 6 Absatz 3a
SGB V in der Pflegeversicherung als Arbeitnehmer nicht
versicherungspflichtig.
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F. Personen mit dauernd ge-
mindertem Leistungsvermogen

Arbeitnehmer, die wegen einer Minderung ihrer Leis-
tungsfahigkeit dauernd der Arbeitsvermittlung nicht
zur Verfugung stehen, sind in der Arbeitslosenversiche-
rung versicherungsfrei, wenn die Agentur fur Arbeit die
Minderung der Leistungsfahigkeit und der zustandige
Rentenversicherungstrager volle Erwerbsminderung im
Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung festgestellt
haben (§ 28 Absatz 1 Nummer 2 SGB IlI).

Die Versicherungsfreiheit in der Arbeitslosenversi-
cherung beginnt mit dem Tag, an dem sowohl die
Leistungsminderung als auch die Erwerbsminderung
festgestellt worden sind.

In der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung gibt es
keine entsprechenden Vorschriften.
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G. Bezieher einer dem Anspruch auf
Rente wegen voller Erwerbsminde-
rung vergleichbaren Leistung

Arbeitnehmer, die eine dem Anspruch auf Rente
wegen voller Erwerbsminderung vergleichbare Leis-
tung eines auslandischen Tragers beziehen, sind
arbeitslosenversicherungsfrei, und zwar fur die Dau-
er des Rentenbezuges (§ 28 Absatz 1 Nummer 3 SGB
11). Die Versicherungsfreiheit ist an die tatsachliche
Rentenzahlung gebunden. Wird die Rente fur einen
zuruckliegenden Zeitraum zugebilligt, so tritt auch die
Versicherungsfreiheit rickwirkend ein.

Andere Rentenarten als die genannten Leistungen haben
keinen Einfluss auf die Arbeitslosenversicherungspflicht,
so dass nach einer Umwandlung der Rente wegen voller
Erwerbsminderung in eine Altersrente an und fur sich
die Voraussetzungen fur die Versicherungsfreiheit nach
§ 28 Absatz 1 Nummer 3 SGB Il - namlich der Bezug

von Rente wegen voller Erwerbsminderung - nicht mehr
erfullt sind. In diesen Fallen kann Versicherungsfreiheit
nur nach Maltgabe des § 28 Absatz 1 Nummer 2 SGB IlI
fortbestehen bzw. wieder eintreten (vergleiche hierzu
auch Buchstabe F).

In der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung unter-
liegen beschaftigte Rentner wegen voller Erwerbsmin-
derung grundsatzlich der Versicherungspflicht, es sei
denn, dass Versicherungsfreiheit nach anderen Vor-
schriften in Betracht kommt.



Hinweise zur Versicherungsfreiheit

H.Jahresarbeitsentgeltgrenze

1. Allgemeines

In der gesetzlichen Krankenversicherung sind Personen
versicherungsfrei und somit auch in der Pflegeversi-
cherung als Arbeitnehmer nicht versicherungspflichtig,
deren regelmaRiges Jahresarbeitsentgelt die Jahresar-
beitsentgeltgrenze nach § 6 Absatz 6 oder Absatz 7
SGB V Ubersteigt.

Fur Arbeitnehmer, die am 31. Dezember 2002 wegen
Uberschreitens der an diesem Tag geltenden Jahres-
arbeitsentgeltgrenze versicherungsfrei und bei einem
privaten Krankenversicherungsunternehmen in einer
substitutiven Krankenversicherung versichert waren,
qgilt die besondere Jahresarbeitsentgeltgrenze nach

§ 6 Absatz 7 SGB V. Diese Stichtagsregelung gilt unab-
hangig davon, ob zwischenzeitlich aufgrund des Unter-
schreitens der besonderen Jahresarbeitsentgeltgrenze
oder aufgrund des Bezugs von Entgeltersatzleistungen
Versicherungspflicht eingetreten ist.

Eine substitutive Krankenversicherung bei einem
privaten Krankenversicherungsunternehmen liegt
dann vor, wenn das Leistungsspektrum der privaten
Versicherung mindestens dem der gesetzlichen Kran-
kenversicherung entspricht. Der Arbeitnehmer hat dem
Arbeitgeber einen Nachweis Uber den Abschluss einer
privaten Krankenversicherung, die mindestens dem
Leistungsspektrum der gesetzlichen Krankenversiche-
rung entspricht, vorzulegen. Der Arbeitgeber hat diese
den Lohnunterlagen beizuftgen.

Fur alle anderen Arbeitnehmer ist die allgemeine
Jahresarbeitsentgeltgrenze nach § 6 Absatz 6 SGB V
maRkgebend.

Eine Anderung der Jahresarbeitsentgeltgrenze findet
zum 1. Januar eines jeden Jahres statt.

2. Begriff des regelmaRigen
Jahresarbeitsentgelts

MaRgebend fur die Beurteilung ist das regelmali-

ge Jahresarbeitsentgelt. Hierzu gehort neben dem
regelmaligen Arbeitsentgelt auch einmalig gezahl-
tes Arbeitsentgelt, das mit an Sicherheit grenzender
Wabhrscheinlichkeit mindestens einmal jahrlich gezahlt
wird. Des Weiteren mussen Vergutungen fur vertraglich
vorgesehenen Bereitschaftsdienst in die Berechnung
des regelmaRigen Jahresarbeitsentgelts einbezogen
werden.

Vergiitungen fir Uberstunden gehéren dagegen zu den
unregelmaRigen Arbeitsentgeltbestandteilen und sind
daher bei der Berechnung des regelmaRigen Jahresar-
beitsentgelts auRer Betracht zu lassen; etwas anderes
gilt lediglich fur feste Pauschbetrage, die als Abgeltung
fir Uberstunden regelmaRig zum laufenden Arbeitsent-
gelt gezahlt werden.

Unberucksichtigt bei der Ermittlung des regelmali-
gen Jahresarbeitsentgelts bleiben nach ausdruckli-
cher Bestimmung des § 6 Absatz 1 Nummer 1 SGB V
Zuschlage, die mit Ricksicht auf den Familienstand
gezahlt werden. Des Weiteren werden Entgeltbestand-
teile nicht mitberucksichtigt, die nicht zum Arbeitsent-
gelt im Sinne der Sozialversicherung gehoren.

3. Ermittlung des regelmaRigen
Jahresarbeitsentgelts

Das auf ein Zeitjahr hochgerechnete regelmaRige
Jahresarbeitsentgelt ist durch Multiplikation der
durchschnittlichen Monatsbeztge mit 12 unter Beruck-
sichtigung regelmaRig gewahrten einmalig gezahl-

ten Arbeitsentgelts zu errechnen. Bei schwankenden
Bezligen muss das regelmaRige Jahresarbeitsentgelt
geschatzt werden. Erweist sich die Schatzung im Nach-
hinein als unzutreffend, ist eine Korrektur nur fir die
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Zukunft moglich; fur die Vergangenheit bleibt es bei
der einmal vorgenommenen versicherungsrechtlichen
Beurteilung.

Die Kranken- und Pflegeversicherungspflicht und damit
auch die Hohe des regelmaRigen Jahresarbeitsentgelts
sind jeweils zu Beginn des Beschaftigungsverhaltnisses
und dariiber hinaus bei jeder Anderung des Arbeitsent-
gelts zu prufen. Als neuer Beschaftigungsbeginn gilt
auch ein Arbeitgeberwechsel.

Bisher versicherungspflichtige Arbeitnehmer, die eine
Beschaftigung mit einem Arbeitsentgelt oberhalb der
Jahresarbeitsentgeltgrenze erstmalig oder bei einem
anderen Arbeitgeber aufnehmen, unterliegen daher
aufgrund dieser Beschaftigung von Beginn an nicht

der Versicherungspflicht. § 6 Absatz 4 SGB V findet in
diesen Fallen keine Anwendung.

Bei (rickwirkender) Erhdhung des Arbeitsentgelts
endet die Kranken- und Pflegeversicherungspflicht
mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Anspruch
auf das erhohte Arbeitsentgelt entstanden ist und die
Jahresarbeitsentgeltgrenze tUberschritten wird. Des
Weiteren wird vorausgesetzt, dass die Jahresarbeits-
entgeltgrenze des folgenden Jahres voraussichtlich
uberschritten wird.

3.1 Ermittlung des regelmaRigen
Jahresarbeitsentgelts bei Stundenlohnern

Bei Arbeitnehmern, die auf Basis der geleisteten
Arbeitsstunden entlohnt werden, ist der aktuelle Stun-
denlohn zunachst auf einen Monatswert umzurechnen
(Stundenlohn x individuelle wochentliche Arbeitszeit x
13: 3), anschlieRend ist der Betrag mit 12 zu multiplizie-
ren.

3.2 Mehrere Beschaftigungen

Ubt ein Arbeitnehmer mehrere Beschaftigungen aus,
ist fur die Beurteilung der Versicherungspflicht das
regelmaRige Jahresarbeitsentgelt aus allen Beschafti-
gungen zusammenzurechnen.

Nicht angerechnet wird das Arbeitsentgelt aus der
ersten geringfligigen Beschaftigung. Das Jahresarbeits-
entgelt aus der zweiten bzw. jeder weiteren fur sich
betrachteten geringfligig entlohnten Beschaftigung ist
hingegen mit anzusetzen.

Arbeitnehmer, die durch Aufnahme einer weiteren mehr
als geringfugigen Beschaftigung durch Zusammen-
rechnung die Jahresarbeitsentgeltgrenze tberschrei-
ten, werden auch in der Zweitbeschaftigung zunachst
versicherungspflichtig. Die Versicherungspflicht endet
in beiden Beschaftigungen erst mit dem Ablauf des
Kalenderjahres, sofern die Arbeitsentgelte aus beiden
Beschaftigungen auch die vom Beginn des nachsten
Kalenderjahres an geltende Jahresarbeitsentgeltgrenze
uberschreiten.

Tritt zu einer versicherungspflichtigen Beschaftigung
jedoch eine fur sich allein betrachtete, die Jahresar-
beitsentgeltgrenze Uberschreitende, Beschaftigung
hinzu, besteht in beiden Beschaftigungen ab dem Zeit-
punkt des Hinzutritts Versicherungsfreiheit.

3.3 Ubernahme von Werkstudenten/
Auszubildenden nach dem Studium bzw. der
Berufsausbildung

Personen, die zuvor als Werkstudenten krankenversi-
cherungsfrei bei einem Arbeitgeber beschaftigt waren,
und nach dem Studium eine Beschaftigung mit einem
Jahresarbeitsentgelt oberhalb der Jahresarbeitsent-
geltgrenze aufnehmen, unterliegen vom Beginn der
Beschaftigung an der Versicherungsfreiheit nach § 6
Absatz 1 Nummer 1 SGB V. Es besteht ein einmaliges
Wahlrecht zur gesetzlichen Krankenversicherung. Die
Beitrittserklarung zur freiwilligen Krankenversicherung
muss jedoch innerhalb von drei Monaten nach dem
Beschaftigungsbeginn erfolgen.

Gleiches qilt fur Personen, die nach ihrem Volontariat
bzw. ihrer Berufsausbildung eine Beschaftigung ober-
halb der Jahresarbeitsentgeltgrenze bei einem anderen
Arbeitgeber aufnehmen. Werden sie hingegen vom
Ausbildungsbetrieb Gbernommen, endet die Versiche-
rungspflicht in der Krankenversicherung mit Ablauf des
Jahres der Beschaftigungsaufnahme, vorausgesetzt,
die Jahresarbeitsentgeltgrenze des Folgejahres wird
ebenfalls Uberschritten.

4. Unterschreiten der
Jahresarbeitsentgeltgrenze

Wird die Jahresarbeitsentgeltgrenze im Laufe eines
Kalenderjahres unterschritten, tritt Versicherungs-
pflicht mit dem Zeitpunkt des Unterschreitens ein und



nicht erst mit dem Beginn des folgenden Kalenderjah-
res. Dies gilt nicht bei nur vorubergehendem Unter-
schreiten der Jahresarbeitsentgeltgrenze wie im Falle
der Kurzarbeit oder der stufenweisen Wiedereingliede-
rung in das Erwerbsleben.

5. Unterbrechungstatbestande

Da es fur die Feststellung der Versicherungsfreiheit
maRgeblich auf die vorausschauende Betrachtung
ankommt und folgende Tatbestande in der Regel nicht
vorhersehbar sind, verbleibt es beim Eintritt einer
dieser Unterbrechungstatbestande und den daraus
resultierenden EinbuRBen an Arbeitsentgelt bei der
einmal festgestellten Versicherungsfreiheit:

- Zeiten der Arbeitsunfahigkeit nach Ablauf der Ent-
geltfortzahlung (unabhangig davon, ob Krankengeld
oder Krankentagegeld gezahlt wird)

- Zeiten des Bezugs von Verletztengeld,
Ubergangsgeld oder Versorgungskrankengeld

- Zeiten des Bezugs von Mutterschaftsgeld

- Zeiten des Bezugs von Kurzarbeitergeld mit Aus-
nahme des Transferkurzarbeitergeldes nach § 111
SGB 1l

- Zeiten, in denen das Beschaftigungsverhaltnis ohne
Entgeltzahlung fur langstens einen Monat im Sinne
des § 7 Absatz 3 Satz 1 SGB IV als fortbestehend gilt

- Zeiten, in denen sich der Arbeitnehmer rechtmaRig
im Arbeitskampf befand

- Zeiten der Teilnahme an einer Eignungsubung

Dies gilt nicht, sofern die Jahresarbeitsentgeltgrenze
(z. B. bei Absenkung des Arbeitsentgelts aufgrund
Arbeitszeitreduzierung) kiinftig nicht mehr Gberschrit-
ten wird.

Hinweise zur Versicherungsfreiheit

Dagegen ist der Bezug von Elterngeld bzw. Erzie-
hungsgeld sowie die Inanspruchnahme von Elternzeit,
Pflegezeit oder Familienpflegezeit auf den Status der
Versicherungsfreiheit schadlich und bedingen eine
erneute vorausschauende Betrachtung, nachdem die
Unterbrechung beendet und die Beschaftigung gegen
Arbeitsentgelt wieder aufgenommen wurde. Es ist
unerheblich, wie lange diese Tatbestande andauern

(§ 7 Absatz 3 Satz 3 und 4 SGB IV). Wird wahrend der
Elternzeit, Pflegezeit oder Familienpflegezeit eine
Teilzeitbeschaftigung ausgelbt, ist diese bei der vor-
ausschauenden Betrachtung entsprechend miteinzu-
beziehen. Sofern aufgrund dessen Versicherungspflicht
eintritt, besteht die Moglichkeit, die Befreiung von der
Versicherungspflicht zu beantragen (vergleiche Punkt
K. ,,Befreiung von der Krankenversicherungspflicht auf
Antrag®).
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Beispiel

Langjahriges Mitglied der privaten Krankenversi-
cherung aufgrund des Uberschreitens der Jahresar-
beitsentgeltgrenze

Elterngeldbezug vom 1. Juni 2022 bis 31. Juli 2022

a) Teilzeitbeschaftigung mit einem Umfang von
20 Wochenstunden und einem Entgelt unterhalb
der Jahresarbeitsentgeltgrenze

Ergebnis

Der Arbeitgeber hat zum 1. Juni 2022 eine erneute
versicherungsrechtliche Beurteilung durchzufuh-
ren. MaRgebend ist das aus der Teilzeitbeschafti-
gung resultierende Jahresarbeitsentgelt fur den
Zeitraum 1. Juni 2022 bis 31. Mai 2023. Wird die
Jahresarbeitsentgeltgrenze 2022 mit dem voraus-
sichtlichen Jahresarbeitsentgelt Uberschritten, ver-
bleibt es bei der Versicherungsfreiheit. Andernfalls
tritt zum 1. Juni 2022 Versicherungspflicht in der
Kranken- und Pflegeversicherung ein. Der Arbeit-
nehmer hat jedoch die Maglichkeit einen Antrag
auf Befreiung von der Krankenversicherungspflicht
zu stellen. Erfolgt keine Antragstellung, verbleibt
es bei der Versicherungspflicht. Zum Jahreswechsel
2022/2023 hat der Arbeitgeber jedoch erneut das
voraussichtliche Jahresarbeitsentgelt zu ermitteln,
mit dem Ergebnis, dass gegebenenfalls zum 1.
Januar 2023 erneut Versicherungsfreiheit besteht.

b) Es wird keine Beschaftigung wahrend des
Elterngeldbezugs ausgeubt

Ergebnis

Der Arbeitgeber hat zum 1. August 2022 eine
erneute versicherungsrechtliche Beurteilung
durchzufthren.

MalRgebend ist der Zeitraum vom 1. August 2022
bis zum 31. Juli 2023. Wird die Jahresarbeitsent-
geltgrenze 2022 mit dem voraussichtlichen Jah-
resarbeitsentgelt in dem vorgenannten Zeitraum
Uberschritten, tritt wiederum Versicherungsfreiheit
ein.

6. Ende der Mitgliedschaft

Bei Eintritt von Versicherungsfreiheit aufgrund des
Uberschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze wah-
rend eines bestehenden Beschaftigungsverhaltnisses
wird die Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung nur dann beendet, wenn der Arbeitnehmer
innerhalb von zwei Wochen nach Hinweis durch die
Krankenkasse seinen Austritt erklart. Zudem ist ein
Nachweis eines anderweitigen Anspruchs auf Absiche-
rung im Krankheitsfall gegentber der Krankenkasse
einzureichen. Andernfalls schliel3t eine freiwillige Mit-
gliedschaft automatisch an.

7. Renten- und Arbeitslosenversicherung

Die Jahresarbeitsentgeltgrenze gilt nur fur die Bereiche
der Kranken- und Pflegeversicherung. In der Renten-
und Arbeitslosenversicherung unterliegen Arbeitneh-
mer ohne Rucksicht auf die Hohe des Arbeitsentgelts
grundsatzlich der Versicherungspflicht.



Hinweise zur Versicherungsfreiheit

. Hauptberuflich Selbststandige

Personen, die hauptberuflich selbststandig erwerbsta-
tig sind, werden von der Kranken- und Pflegeversiche-
rungspflicht als

- Arbeitnehmer,

- zur Berufsausbildung Beschaftigte,

- Personen in Einrichtungen der Jugendhilfe,

- Teilnehmer an Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben,

- Menschen mit Behinderungen, die in Anstalten,
Heimen, gleichartigen Einrichtungen oder
anerkannten Werkstatten tatig sind,

- Rentner

nicht erfasst.

Dadurch wird vermieden, dass hauptberuflich Selbst-
standige durch Aufnahme einer mehr als geringfugigen
Beschaftigung kranken- und pflegeversicherungspflich-
tig werden und damit den umfassenden Schutz der
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung erhalten.
Bei Personen, die im Zusammenhang mit ihrer selbst-
standigen Erwerbstatigkeit regelmaRig mindestens
einen Arbeitnehmer oberhalb der Geringflgigkeits-
grenze beschaftigen, wird aufgrund ihrer Arbeitgeber-
stellung grundsatzlich Hauptberuflichkeit vermutet

(§ 5 Absatz 5 Satz 2 SGB V). Als regelméRig sind solche
Beschaftigungen anzusehen, die grundsatzlich auf Dau-
er angelegt sind, also nicht nur gelegentlich ausgeubt
werden oder nur von kurzer Zeitdauer sind. Das heif3t,
dass kurzfristige Beschaftigungen bei der Betrachtung
auBer Acht bleiben. Werden mehrere Arbeitnehmer
geringfligig entlohnt beschaftigt (Minijobber), deren
Arbeitsentgelte bei Zusammenrechnung die Geringfu-
gigkeitsgrenze Uberschreiten, ist die Ausubung einer
hauptberuflich selbststandigen Erwerbstatigkeit eben-
falls zu vermuten.

FUr Gesellschafter werden auch die Arbeitnehmer der
Gesellschaft als Arbeitnehmer des Gesellschafters
angesehen. Verfugt die Gesellschaft uber mehrere
Gesellschafter, kann ein von der Gesellschaft beschaf-
tigter Arbeitnehmer dem einzelnen Gesellschafter
jedoch nur dann als Arbeitnehmer zugerechnet werden,
wenn sich bei einer Aufteilung des Arbeitsentgelts des
Arbeitnehmers gemaR der Kapitalbeteiligung auf die
einzelnen Gesellschafter ergibt, dass der selbststandig
Tatige (als einer der Gesellschafter) den Arbeitnehmer
in einem Umfang ,.beschaftigt®, der die Geringflugig-
keitsgrenze Uberschreitet. Entsprechendes gilt, wenn
die Gesellschaft mehrere Arbeitnehmer geringfugig
beschaftigt. Fur Gesellschafter, die bloRR Anteile an der
Gesellschaft halten, ohne unternehmerisch tatig zu
sein, und stille Gesellschafter gilt § 5 Absatz 5 Satz

2 SGB V hingegen nicht, da sie in diesem Sinne nicht
selbststandig erwerbstatig sind.

Hauptberuflich ist eine selbststandige Erwerbstatigkeit
auch dann, wenn sie von der wirtschaftlichen Bedeu-
tung und dem zeitlichen Aufwand her die Ubrigen
Erwerbstatigkeiten zusammen deutlich Ubersteigt und
den Mittelpunkt der Erwerbstatigkeit darstellt; in
diese Beurteilung sind selbststandige Tatigkeiten als
land- oder forstwirtschaftlicher Unternehmer oder

als Kunstler oder Publizist mit einzubeziehen. Bei
Arbeitnehmern, die mehr als 20 Stunden in der Woche
arbeiten und deren monatliches Arbeitsentgelt mehr
als die Halfte der monatlichen Bezugsgrofie betragt,
ist grundsatzlich anzunehmen, dass flr eine hauptbe-
ruflich selbststandige Tatigkeit kein Raum mehr bleibt.
Gleiches gilt fur Arbeitnehmer, die vollschichtig arbei-
ten, unabhangig von der Hohe des Arbeitsentgelts.
Der Ausschluss der Versicherungspflicht wegen Aus-
ubung einer hauptberuflich selbststandigen Tatigkeit
gilt nicht fur die Bereiche der Renten- und Arbeitslo-
senversicherung. Wer also neben der hauptberuflich
selbststandigen Tatigkeit eine mehr als geringflgige
Beschaftigung ausubt, unterliegt in der Renten- bzw.
Arbeitslosenversicherung der Versicherungspflicht.
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J. Personen, die nach dem
Krankheitsfursorgesystem der EU
bei Krankheit geschutzt sind

In der Krankenversicherung sind Personen (Beamte und
sonstige Bedienstete der Europaischen Union) versi-
cherungsfrei und somit auch in der Pflegeversicherung
als Arbeitnehmer nicht versicherungspflichtig, die nach
dem Krankheitsfursorgesystem der EU bei Krankheit
geschutzt sind.

Dagegen besteht in der Renten- und Arbeitslosenver-
sicherung grundsatzlich Versicherungspflicht, soweit
dem nicht EU-Recht entgegensteht.



Hinweise zur Versicherungsfreiheit

K. Befreiung von der Kranken-
versicherungspflicht auf Antrag

1. Personenkreis

In der Kranken- und somit auch in der Pflegeversiche-
rung ist eine Befreiung von der Versicherungspflicht
maoglich, wenn das Arbeitsentgelt des Versicherten die
Jahresarbeitsentgeltgrenze aus folgenden Grinden
nicht mehr Ubersteigt:

- Jahrliche Anpassung der Jahresarbeitsentgeltgrenze
an die allgemeine Lohn- und Gehaltsentwicklung,

- Aufnahme einer nicht vollen Erwerbstatigkeit (durch-
schnittliche Wochenarbeitszeit hochstens 32 Stunden)
nach § 1 Absatz 6 des Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetzes wahrend der Elternzeit,

- Herabsetzung der Arbeitszeit infolge der Inanspruch-
nahme von Pflegezeit nach dem Pflegezeitgesetz bzw.
von Familienpflegezeit nach dem Familienpflegezeit-
gesetz,

- Herabsetzung der Arbeitszeit auf die Halfte oder
weniger als die Halfte der regelmaRigen Arbeitszeit
eines vergleichbaren Vollbeschaftigten des Betriebes,

- Eintritt der Versicherungspflicht als Mensch mit
Behinderung in der Kranken- und Pflegeversicherung.

Die Befreiung von der Versicherungspflicht in der Kran-
ken- und somit auch in der Pflegeversicherung ist nur
maoglich, wenn neben der Erflllung der entsprechenden
Voraussetzungen der Antragsteller der gesetzlichen
Krankenkasse einen anderweitigen Anspruch auf
Absicherung im Krankheitsfall nachweist. Andernfalls
verbleibt es bei der Versicherungspflicht als Arbeitneh-
mer in der Kranken- und Pflegeversicherung.

Die Befreiung von der Versicherungspflicht der Kran-
ken- und Pflegeversicherung erstreckt sich nur auf das

Versicherungsverhaltnis, fur das sie ausgesprochen
wurde.

2. Auswirkungen der Befreiung in der Kran-
ken- und Pflegeversicherung auf andere Ver-
sicherungspflichttatbestande

§ 6 Absatz 3 Satz 1 SGB V schlieRt die Kranken- und
somit auch die Pflegeversicherungspflicht fur von der
Versicherungspflicht befreite Personen dem Grunde
nach aus, wenn diese aufgrund anderer Tatbestande
krankenversicherungspflichtig wurden.

Die Regelung des § 6 Absatz 3 Satz 1 SGB V greift nur,
solange der Tatbestand, der zur Befreiung von der
Versicherungspflicht gefuhrt hat, vorliegt. Endet z. B.
der Rentenbezug, dann verliert eine Befreiung von der
Versicherungspflicht in der Kranken- und Pflegeversi-
cherung der Rentner ihre Wirkung.

Die Befreiung von der Kranken- und Pflegeversicherung
der Studenten hat allerdings keine Auswirkungen auf
eine Beschaftigung, die wahrend der Dauer des Stu-
diums ausgeiibt wird und die z. B. aufgrund der Uber-
schreitung der 20-Stundengrenze als Arbeitnehmer der
Versicherungspflicht unterliegt.

Im Ubrigen hat das Bundessozialgericht mit Urteil vom
25. Mai 2011 (B 12 KR 9/09, USK 2011-65) entschieden,
dass eine einmal ausgesprochene Befreiung von der
Krankenversicherungspflicht nicht ausschlieft, dass zu
einem spateren Zeitpunkt Versicherungspflicht in der
Krankenversicherung aufgrund anderer Tatbestande
eintritt. Ein Befreiungsbescheid gilt nach Ansicht des
Bundessozialgerichts stets tatbestandsbezogen und ist
auf das zur Befreiung fUhrende Versicherungsverhalt-
nis begrenzt. Entfallt eine der zur Befreiung fuhrenden
Voraussetzungen, verliert der seinerzeit erteilte Befrei-
ungsbescheid nach § 39 Absatz 2 SGB X seine Glltigkeit
»auf andere Weise*.
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Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung
fuhren erganzend hierzu aus, dass ein Befreiungsbe-
scheid seine Wirkung nicht verliert, wenn zwischen
einer Beschaftigung, fur die die Befreiung ausgespro-
chen wurde und der Aufnahme einer neuen (gleichgela-
gerten) Beschaftigung, eine Unterbrechung von bis zu
einem Monat vorliegt.

Eine Befreiung von der Kranken- und Pflegeversi-
cherungspflicht hat keinerlei Einfluss auf die versi-
cherungsrechtliche Beurteilung in der Renten- und
Arbeitslosenversicherung.



Hinweise zur Versicherungsfreiheit

L. Befreiung von der Rentenver-
sicherungspflicht auf Antrag fur
Mitglieder berufsstandischer Ver-
sorgungseinrichtungen

Mitglieder einer berufsstandischen Versorgungs-
einrichtung konnen sich, um eine doppelte Altersabsi-
cherung zu vermeiden, als Beschaftigte oder in einer
selbststandigen Tatigkeit, von der Rentenversiche-
rungspflicht befreien lassen. Voraussetzung hierfar

ist die per Gesetz angeordnete oder auf einem Gesetz
beruhende Pflichtmitgliedschaft in einer 6ffentlich-
rechtlichen Versicherungs- oder Versorgungs-
einrichtung ihrer Berufsgruppe (berufsstandische
Versorgungseinrichtung) sowie die gesetzliche Ver-
pflichtung, zeitgleich Mitglied in einer berufsstandi-
schen Kammer zu sein. Durch diese Erfordernisse steht
das Befreiungsrecht nur bestimmten Personengruppen
zu; hierzu gehoren insbesondere:

- Arzte

- Zahnarzte

- Tierarzte

- Apotheker
- Architekten
- Anwalte

sowie in einigen Bundeslandern
- Steuerberater

und
- Bauingenieure.

Eine ausgesprochene Befreiung von der Rentenver-
sicherungspflicht wirkt jedoch nur fur die konkrete
Tatigkeit, die der Befreiung zugrunde liegt. Erneute
Versicherungspflicht in der Rentenversicherung tritt
immer dann ein, sobald sich eine wesentliche Anderung
im Tatigkeitsfeld bei dem bisherigen Arbeitgeber ergibt
oder ein Arbeitgeberwechsel erfolgt.

Daher muss fur jede neue oder weitere aufgenommene
Beschaftigung oder Tatigkeit ein eigener Befreiungsan-
trag gestellt werden.
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Wichtigste zum Speichern)“ finden Sie folgende

Online Broschuren:

sversicherungspflichtige Beschaftigung im Privathaushalt®
~Berechnungshilfe*

zur Broschure: Versicherungspflichtige Beschaftigung

im Privathaushalt

»Beschaftigung von Studenten, Praktikanten

und ahnlichen Personenkreisen®

~Hinweise zum Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht*
»Die Beitragspflicht von einmalig gezahltem Arbeitsentgelt®
~Hinweise zur Versicherungsfreiheit*

»Mit Plan ins eigene Business. Eine Information fur Selbststan-

dige und Existenzgrinder®

,GroBen des Versicherungs- und Beitragsrechts®


http://www.kbs.de
https://www.kbs.de/SharedDocs/Downloads/DE/VersicherungsrechtBeitraegeMeldungen/Broschueren/VersicherungspflichtigeBeschaeftigungimPrivathaushalt.pdf?__blob=publicationFile&v=14
https://www.kbs.de/DE/AngeboteFuerFirmen/VersicherungsrechtBeitraegeUndMeldungen/Downloads/downloads_node.html
https://www.kbs.de/SharedDocs/Downloads/DE/VersicherungsrechtBeitraegeMeldungen/Broschueren/VersicherungspflichtigeBeschaeftigungimPrivathaushalt.pdf?__blob=publicationFile&v=14
https://www.kbs.de/SharedDocs/Downloads/DE/VersicherungsrechtBeitraegeMeldungen/Broschueren/VersicherungspflichtigeBeschaeftigungimPrivathaushalt.pdf?__blob=publicationFile&v=14
https://www.kbs.de/SharedDocs/Downloads/DE/VersicherungsrechtBeitraegeMeldungen/Broschueren/BeschaeftigungvonStudentenPraktikantenundaehnlichenPersonenkreisen.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.kbs.de/SharedDocs/Downloads/DE/VersicherungsrechtBeitraegeMeldungen/Broschueren/BeschaeftigungvonStudentenPraktikantenundaehnlichenPersonenkreisen.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.kbs.de/SharedDocs/Downloads/DE/VersicherungsrechtBeitraegeMeldungen/Broschueren/HinweisezumVersicherungsBeitragsundMelderecht.pdf?__blob=publicationFile&v=11
https://www.kbs.de/SharedDocs/Downloads/DE/VersicherungsrechtBeitraegeMeldungen/Broschueren/DieBeitragspflichtvoneinmaliggezahltemArbeitsentgeld.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.kbs.de/SharedDocs/Downloads/DE/VersicherungsrechtBeitraegeMeldungen/Broschueren/HinweisezurVersicherungsfreiheit.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://www.kbs.de/SharedDocs/Downloads/DE/VersicherungsrechtBeitraegeMeldungen/GroessenVBR/GroessenVersicherungsBeitragsrechtJan22.pdf?__blob=publicationFile&v=6




Unser Standort:

KNAPPSCHAFT

45115 Essen

Wenn Sie Fragen haben, erreichen Sie uns wie folgt:
Fragen zur Beurteilung einer Beschaftigung:
Telefon: 0355 2902-70799

E-Mail: melde-beitragswesen@kbs.de
Kontaktformular: kbs.de/firmenkundenportal

Fragen zur Arbeitgeberversicherung:

Telefon: 0234 304-43990
Kontaktformular: kbs.de/kontaktformular


mailto:melde-beitragswesen%40kbs.de?subject=
http://www.kbs.de/firmenkundenportal
https://www.kbs.de/DE/Standorte/standorte_node.html




Haben Sie noch Fragen?
Benotigen Sie noch weitere
Informationen?

Wir beraten und betreuen Sie
individuell.



IMPRESSUM

Herausgegeben von:

Deutsche Rentenversicherung
Knappschaft-Bahn-See
PieperstraRe 14-28, 44789 Bochum

knappschaft.de

Nachdruck, auch auszugsweise, ist
nur mit ausdricklicher Genehmigung
des Herausgebers gestattet.

Stand: Januar 2024


https://www.knappschaft.de

	A.	Beschäftigungen von Schülern
	1.	Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung
	1.1	Arbeitslosenversicherung
	2.	Beschäftigungen von Schulentlassenen
	2.1	Schulentlassene, die bis zur ersten Aufnahme einer Dauerbeschäftigung oder eines Ausbildungsverhältnisses eine befristete Beschäftigung ausüben
	2.2	Beschäftigungen zwischen Schulentlassung und Aufnahme eines Studiums

	B.	Beamte und beamtenähnliche Personen
	1.	Personenkreis
	2.	Auswirkungen der Versicherungsfreiheit

	C.	Bezieher von Ruhegehalt
	D.	Vollrentner wegen Alters
	E.	Altersbedingte Versicherungsfreiheit
	F.	Personen mit dauernd ge­mindertem Leistungsvermögen
	G.	Bezieher einer dem Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung vergleichbaren Leistung
	H.	Jahresarbeitsentgeltgrenze
	1.	Allgemeines
	2.	Begriff des regelmäßigen Jahresarbeitsentgelts
	3.	Ermittlung des regelmäßigen Jahresarbeits­entgelts
	3.1	Ermittlung des regelmäßigen Jahresarbeitsentgelts bei Stundenlöhnern
	3.2	Mehrere Beschäftigungen
	3.3	Übernahme von Werkstudenten/Auszubildenden nach dem Studium bzw. der Berufsausbildung
	4.	Unterschreiten der Jahresarbeitsentgeltgrenze
	5.	Unterbrechungstatbestände
	6.	Ende der Mitgliedschaft
	7.	Renten- und Arbeitslosenversicherung

	I.	Hauptberuflich Selbständige
	J.	Personen, die nach dem Krankheits­fürsorgesystem der EU bei Krankheit ­geschützt sind
	K.	Befreiung von der Krankenversicherungspflicht auf Antrag
	1.	Personenkreis
	2.	Auswirkungen der Befreiung in der Kranken-  und Pflegeversicherung auf andere Versicherungspflichttatbestände

	L.	Befreiung von der Rentenversicherungspflicht auf Antrag für Mitglieder berufs­ständischer Versorgungseinrichtungen

